
anerkennt und gleichzeitig zu erklären, daß man eine neue nicht 
annehmen wird

(Beifall vor allem bei PDS und beim Bündnis 90/Grüne)

und damit sich ja immerhin damit abfindet, daß die Verfassung 
von 1968 weiter gilt. Ich finde es schon merkwürdig, wenn CDU, 
DA und DSU dafür sind, daß diese Verfassung in Kraft bleibt, 
während die PDS für eine neue eintritt.

(Vereinzelt Beifall, Unruhe)

Aber das zeigt eben die Veränderung der Prozesse in diesem 
Land.

Ich hätte Ihnen gerne noch etwas zu den Marktmechanismen 
gesagt. Ich hätte Ihnen gerne etwas dazu gesagt, daß wir auch 
dafür eintreten, daß sie im sozialen Sinne wirken und nicht wu­
chern ; daß wir mehr davon brauchen, ist unstrittig, daß wir aber 
auch Sorgen haben, wenn wir sehen, wie die Mediengiganten 
zum Beispiel um ihre Marktanteile kämpfen, und dabei sind ih­
nen natürlich die sozialen Interessen von Journalisten, Setzern 
und Druckern der DDR völlig egal.

(Unruhe)

Deshalb brauchen wir auch entsprechende Rahmenbedingun­
gen. Gleiches gilt für die Landwirtschaft und für die Wirtschaft 
überhaupt. Solche Rahmenbedingungen schaffen sich auch an­
dere Länder, um ihren eigenen Binnenmarkt zu schützen.

(Vereinzelt Beifall)

Und hier sind schnelle Maßnahmen notwendig.

(Zuruf: 40 Jahre sind genug!)

Ich gestatte mir deshalb, zum Abschluß - unter Auslassung all 
dieser Fragen wie Fragen der Wissenschaft, Forschung, Lehre, 
Kultur und vielem anderen mehr - Ihnen zu sagen, daß die wich­
tigste Aufgabe der Opposition in der Kontrolle der Regierungstä­
tigkeit besteht. Sie werden uns deshalb zugestehen müssen, daß 
wir die Regierungspolitik anhand Ihrer Regierungserklärung 
messen werden. Ich habe den Eindruck, daß wir in vielen Passa­
gen mehr mit Ihnen übereinstimmen als die DSU.

(Beifall bei der PDS)

Deshalb haben wir nach einigen Äußerungen aus den Reihen 
Ihrer Koalition auch Sorge, daß Sie einsam werden könnten. Ver­
stehen Sie deshalb unsere Erklärung auch als Ausdruck des Re­
spekts Ihnen gegenüber.

(Heiterkeit, vereinzelt Beifall)

Die PDS-Fraktion wird alles unterstützen, was dem Wohl der 
Bürgerinnen und Bürger der DDR, dem Frieden, der Sicherheit, 
der allgemeinen Abrüstung und vor allem auch der Lösung glo­
baler Menschheitsprobleme dienen wird. Und das werden wir 
auch unabhängig davon tun, ob es der DSU gefällt oder nicht.

(Beifall vor allem bei der PDS)

Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner:

Als nächster hat das Wort für die Fraktion der SPD der Abge­
ordnete Thierse.

Abg. Thierse, Sprecher der Fraktion der SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die SPD ist in die 
Koalition eingetreten, sie trägt das Regierungsprogramm mit, 
sie stellt sieben Minister in dieser Regierung. Diese Entschei­
dung, mit der wir es uns fürwahr nicht leichtgemacht haben, ist 
sowohl innerhalb als auch außerhalb der SPD angefochten wor­
den. Es gibt in diesem Zusammenhang haltlose Verdächtigun­
gen, an denen sich leider auch Politiker dieses Hauses beteiligt 
haben, die wir lieber zu den seriösen gezählt hätten.

Deshalb sage ich ausdrücklich: Die Entscheidung für die Ko­
alition ist in unserer Partei umstritten. Wir schämen uns dessen 
nicht. Im Gegenteil. Gäbe es bei uns keinen Streit, keine Diskus­
sion über eine so wichtige Frage, wäre unsere Partei ihres Na­
mens nicht würdig, ebenso wenig der Tradition, in die sie sich 
stellt, der Tradition der Freiheit und der Toleranz, der moralisch­
politischen Ernsthaftigkeit und der Solidarität.

Wir werden deshalb - wiewohl wir zuverlässige, seriöse Koali­
tionspartner sein wollen - den Streit nicht unterbinden, Diskus­
sionen in unseren Reihen nicht niederwalzen. Dies wird, hoffe 
ich, auch künftig unser Profil, das Profil der SPD ausmachen, 
daß wir eine diskutierende Partei sind, daß wir abweichende 
Meinungen zulassen, daß wir - eigentlich etwas höchst Selbst­
verständliches - auch nach innen eine demokratische Partei sein 
wollen.

(Beifall besonders bei der Fraktion der SPD)

Das Institut der Parteidisziplin haben wir nicht, wer uns also 
Herumeierei, Zögern, Schwanken vorwirft, verrät seine abgrün­
dige Bindung an die Vorstellungswelt von Einheitspartei und 
Meinungsdiktatur.

(Beifall besonders bei der Fraktion der SPD)

Auch in einer großen Koalition wird die SPD also kenntlicl 
bleiben, dafür wird die Fraktion, für die ich hier spreche, schoi*-^ 
sorgen! Kenntlich bleiben als eine linke Volkspartei in der fri­
schen Tradition des Herbstes 1989. Denn, liebe Freunde vom 
Bündnis 90, gegen einen latenten Monopolanspruch auf diesen 
Herbst sei es gesagt: Auch wir, die SPD, auch wir waren dabei - 
vielleicht weniger prominent, weniger sichtbar, weniger laut, 
aber doch mit gleichem heißen Herzen, gleicher politischer Lei­
denschaft und dem gleichen elementaren Erlebnis von Befrei­
ung.

(Zuruf von der Fraktion Bündnis 90/Grüne: Das wurde 
nie bestritten)

Wir möchten, wenn Ihr es erlaubt, diesem Herbst verpflichtet 
bleiben.

Das schließt natürlicherweise Meinungsverschiedenheiten 
zwischen uns nicht aus, sondern durchaus ein.

Die SPD hat sich gegründet und zur Wahl gestellt nicht um ih­
rer selbst willen, sondern um einiger, uns allerdings elementar 
wichtiger Ziele willen. Wir wollten den Weg zur deutschen Ein­
heit auf eine vernünftige und verantwortliche Weise gehen. Wir
wollten die Befreiung von der realsozialistischen Parteidiktatu.___________
gestalten und festmachen in einem demokratischen und rechts­
staatlichen Gemeinwesen. Und wir wollten in den konfliktrei­
chen, aber notwendigen Umbruchprozessen von einer zentrali­
stischen Kommandowirtschaft zu einer sozialen Marktwirt­
schaft die Werte der sozialen Gerechtigkeit und Solidarität nicht 
untergehen lassen, sondern verteidigen.

Vor dem Hintergrund dieser Ziele müssen wir Sozialdemokra­
ten angesichts der Koalitionsvereinbarung und der Regierungs­
erklärung nicht rot werden vor Scham. Wir brechen gewiß auch 
nicht in lauten Jubel aus - dazu sind die Aufgaben und Probleme 
zu groß. Aber es ist allen, die hinsehen wollen, sichtbar: Koali­
tionsvereinbarung und Regierungserklärung tragen auch und 
nicht in geringem Maße sozialdemokratische Handschrift. Sie 
sind gewiß zugleich auch ein Kompromiß, aber kein unanständi­
ger oder jedenfalls nur für die, die Kompromisse immer für faul 
halten. Ich aber denke, daß die Fähigkeit zum Kompromiß eine 
demokratische Urtugend ist.

(Beifall)

Die SPD hat sich in der Koalitionsvereinbarung weiterhin zum 
Artikel 23 des Grundgesetzes als dem realistischsten Weg zur 
deutschen Einheit bekannt.

(Beifall besonders bei der CDU/DA)


